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Länge der Baustrecke:

rund 2,32 Kilometer
Länge der Nebenstrecken:

rund 0,22 Kilometer Rad-, Geh- und
Wirtschaftswege

Daten und Fakten

Baulastträger:

Land Baden-Württemberg, vertreten
durch das Regierungspräsidium Stuttgart
Kosten:

rund 2,3 Millionen Euro
Bauzeit: 11/2008 bis 10/2009

Landesstraße 1159 Straßenverbreiterungundzusätzlicher
Rad- undGehwegbringen Sicherheit

Landesstraßen sind Straßen, de-
ren Baulast im Regelfall das je-
weilige Bundesland zu tragen
hat. Baden-Württemberg hat
nun 2,3 Millionen Euro für den
Ausbau der L 1159 investiert.

SCHWÄBISCH GMÜND. Elf Mona-

te dauerte der Ausbau der L 1159

zwischen Wißgoldingen und Rech-

berg. In dieser Zeit hat das Land Ba-

den-Württemberg in diesem Stre-

ckenabschnitt rund 2,3 Millionen

Euro verbaut. Dieses Geld sei sehr

gut angelegt. Nicht zuletzt profitiere

die gesamte Region, da durch den

Ausbau die Anbindung an das über-

regionale Straßennetz optimiert

worden sei, betonte Staatssekretär

Rudolf Köberle bei der feierlichen

Verkehrsübergabe im Oktober.

Gemeinsames Anliegen von
Schwäbisch Gmünd und Waldstetten

„Durch den Ausbau ist die Strecke

für alle Verkehrsteilnehmer siche-

rer geworden. Die Straße wurde

insgesamt verbreitert und die en-

gen Kurven beseitigt. Auch der

straßenbegleitende Rad-, Geh-

und Wirtschaftsweg führt zu einem

besseren Verkehrsfluss und zu

mehr Verkehrssicherheit“, sagte

Köberle. Regierungspräsident Jo-

hannes Schmalzl würdigte bei die-

ser Gelegenheit die Beharrlichkeit,

mit der Schwäbisch Gmünd und

Waldstetten das gemeinsame An-

liegen des Straßenausbaus vertre-

ten hatten.

Die Baumaßnahme umfasste den

Vollausbau auf rund 2,3 Kilometer

weitgehend entlang der vorhande-

nen Linienführung der ursprüngli-

chen Straße. Insgesamt verbreiter-

ten die Mitarbeiter des Regierungs-

präsidiums Stuttgart, Baubüro

Schwäbisch Gmünd, die Straße von

bisher 5,2 bis 5,5 Meter auf sechs

Meter. In Kurvenbereichen ist die

L 1159 nun bis zu 8,5 Meter breiter.

Dazu wurden die Kurvenbereiche

zusätzlich abgeflacht. Der zusätzli-

che Geh-, Rad- und Wirtschaftsweg

dient auf rund 220 Metern Länge als

Verbindung vom Ortsausgang Rech-

berg und dem Geh-, Rad- und Wirt-

schaftsweg unterm Stuifen.

Besonders herausgehoben wer-

den muss laut Fachleuten die Ver-

besserung des schlechten Ausbauzu-

stands und der Straßenschäden auf-

grund ungenügenden Unterbaus.

Zudem wurde die bisher unstete Li-

nienführung verbessert.

Für das Projekt und die einver-

nehmliche Planung bezeichnend ist

laut Regierungspräsidium Stuttgart

auch, dass der Grunderwerb kom-

plett auf freiwilliger Basis durchge-

führt werden konnte.

Doch die Bautätigkeit und die Pla-

nungensindnochnichtbeendet:Der

weitere Verlauf der L1159 von Rech-

berg nach Straßdorf befindet sich

ebenfalls im vordringlichen Bedarf

des Generalverkehrsplans (GVP)

1995. Im Detail steht der Aus- und

Neubau auf einer Länge von drei Ki-

lometern an. Mit Kosten von rund 6,1

Millionen Euro wird hierfür gerech-

net. Die Planung für den zweiten

Bauabschnitt wurde noch nicht be-

gonnen. Diese Maßnahme tangiert

das Fauna-Flora-Habitat-Gebiet

(FFH-Gebiet) „Albtrauf – Donzdorf –

Heubach“. Die FFH-Vorprüfung er-

gab laut Regierungspräsidium, dass

eine erhebliche Beeinträchtigung

des Schutzgebietes ausgeschlossen

werden kann, eine FFH-Verträglich-

keitsprüfung war daher nicht erfor-

derlich.

Gut ausgebaute Straßen
sind Standortfaktoren

Um den prognostizierten Verkehrs-

zuwachs auf den Straßen im Land

bewältigen zu können, brauche es

ein gut ausgebautes Straßennetz mit

Ortsumgehungen und sicher ausge-

bauten Ortsdurchfahrten, betonte

Köberle bei der Verkehrsfreigabe der

L 1159. Außerdem seien gut ausge-

baute Straßen notwendig, um die

Standortbedingungen im Land zu

garantieren und stetig zu verbes-

sern. „Wir müssen aber auch deswe-

gen in den Ausbau von Straßen in-

vestieren, weil gute Straßen Ver-

kehrssicherheit und Lebensqualität

mit sich bringen“, heißt es aus dem

Regierungspräsidium. (sta)

Die Landesstraße 1159 kurz vor der Ortseinfahrt Rechberg. Der Übergang von der neuen
zur alten Straße ist gut zu erkennen. FOTO: REGIERUNGSPRÄSDIUM STUTTGART

Analyse

Im hinteren Abteil der
Konjunkturlokomotive
Wirtschaft imSüdwestennochnichtüberdenBerg

Gegenwärtig erleben wir in

Deutschland ein „kleines Wirt-

schaftswunder“: Obwohl in die-

sem Jahr die Wirtschaftsleistung –

gemessen am realen Bruttoin-

landsprodukt – mit am stärksten

unter allen Industriestaaten ein-

gebrochen ist, stieg gleichzeitig die

Arbeitslosenquote bisher ver-

gleichsweise wenig an. Dies liegt

zum einen an den in den vergange-

nen Jahren insbesondere in der In-

dustrie eingeführten flexibleren

Arbeitszeitmodellen, die zumin-

dest für eine gewisse Zeit eine er-

hebliche Reduzierung der Arbeits-

zeit ermöglichen, zum anderen

am arbeitsmarktpolitischen In-

strument der Kurzarbeit.

Im Maschinenbau, bei Kfz-Zu-

lieferern sowie in der Metallerzeu-

gung und -verarbeitung wird das

Instrument der Kurzarbeit im

Schnitt bei etwa drei Viertel aller

Unternehmen, im Werkzeugma-

schinenbau geradezu flächende-

ckend eingesetzt. Offensichtlich

wollen die meisten Firmen ihre

Stammbelegschaft möglichst hal-

ten. Diese Unternehmenspolitik

ist nicht zuletzt vor dem Hinter-

grund des teilweise bereits beste-

henden oder des mittelfristig dro-

henden Mangels an Fachkräften

zu beobachten.

Es ist klar, dass diese Durchhal-

tepolitik nur für einen begrenzten

Zeitraum praktiziert werden kann.

Die gegenwärtige Unterauslas-

tung des Produktionsfaktors Ar-

beit verschlechtert die betriebs-

wirtschaftlichen Erfolgskennzif-

fern; sie führt beispielsweise zu ei-

nem – hoffentlich nur vorüberge-

henden – deutlichen Anstieg der

statistisch gemessenen Lohn-

stückkosten. Damit diese Politik

auch endgültig als Erfolg verbucht

werden kann, muss nicht nur das

rettende Ufer eines nachhaltigen

Aufschwungs der Weltwirtschaft in

greifbarer Nähe sein, es müssen

auch alle Beteiligten am gleichen

Strang ziehen. Das gilt insbesondere

für die Banken, die den zu Beginn ei-

nes Aufschwungs steigenden Liqui-

ditätsbedarf der Unternehmen zur

Vorfinanzierung neuer Aufträge be-

friedigen müssen.

Der Zugang zu Krediten wird da-

her für die Unternehmen voraus-

sichtlich ab dem kommenden Früh-

jahr zu einer entscheidenden Frage

werden. Dann werden die im Ver-

gleich zum Vorjahr insgesamt deut-

lich schlechteren Bilanzen für das

Jahr 2009 vorliegen, die aus auf-

sichtsrechtlichen Gründen die Kre-

ditvergabe zumindest erschweren.

Gleichzeitig dürfte dann der Auf-

schwung nachhaltigere Konturen

gewinnen. Gemessen an allen ein-

schlägigen Indikatoren fährt die

Konjunkturlokomotive inzwischen

überall wieder in die richtige Rich-

tung. Aufgrund unseres spezifi-

schen Produktangebots im Südwes-

ten sitzen wir allerdings eher im hin-

teren Zugteil. Geduld und Durch-

haltevermögen bleiben also gefragt.

Peter Merk,
Chefvolkswirt der
Landesbank Baden-Württemberg

Solarstromförderung AuchnachKürzungen
winkenhoheRenditen

Ab dem 1. Januar sinkt die staat-
liche Förderung für Solaranlagen
um neun Prozent. Bundesum-
weltminister Norbert Röttgen
(FDP) will die Subventionierung
weiter kürzen. Selbst das dürfte
den Boom bei Photovoltaikanla-
gen kaum bremsen.

Von Stefan Preuß

STUTTGART. Nach dem flauen Jah-

resstart sah es lange nicht danach

aus, aber das Jahr 2009 wird als neu-

es Rekordjahr bei der Installation

von Photovoltaikanlagen in

Deutschland eingehen. Auf einen

Zubau von etwa vier Gigawatt (GW)

Spitzenleistung veranschlagt das

Branchenblatt Photon das Jahreser-

gebnis. Dazu beigetragen hat der ex-

treme Preisverfall bei Modulen, der

für eine hohe Nachfrage gesorgt hat.

Nach Angaben des Bundesverbands

der Solarwirtschaft (BSW) seien die

Preise im Jahr 2009 um durch-

schnittlich 26 Prozent gesunken.

Rentabilität sinkt, wenn
Einspeisevergütung gekürzt wird

Angesichts üppiger Renditen von

mehr als zehn Prozent wollen Politi-

ker der Koalition die Einspeisever-

gütung über die im Erneuerbare-

Energien-Gesetz (EEG) vereinbarte

Degression (neun Prozent) hinaus

senken. Angesichts der diskutierten

Zusatzkürzung wird die bange Frage

gestellt: Lohnt sich künftig über-

haupt noch die Installation einer

Anlage? „Natürlich“, befindet der

Bundesverband der Solarwirtschaft

(BSW). „Der Run auf Solaranlagen

ist erfreulich und auch verständ-

lich“, so Carsten Körnig vom BSW,

„aber auch im nächsten Jahr wird

sich die Investition in Solaranlagen

in der Regel auszahlen.“

Auch im Großanlagenbau

herrscht weiter große Nachfrage der

Investoren: „Nach

wie vor ist jedoch

der Dächermangel

das größte Pro-

blem,“ sagt Stefan

Lutz, Geschäftsfüh-

rer der Climasol

GmbH, Ulm, die

Photovoltaikanla-

gen auf großen

Flachdächern in-

stalliert. Oftmals

zögern Immobi-

lienbesitzer, ihre Hallen zu verpach-

ten oder selbst in eine Anlage zu in-

vestieren. Dabei würden Geldgeber

in Zeiten der Finanzkrise Investitio-

nen in reale Werte stark nachfragen,

erst recht, wenn Staatsanleihen mit

weniger als drei Prozent rentieren.

Lutz’ Ausblick für 2010: „Photovol-

taikanlagen bleiben weiterhin inte-

ressant für Investoren.“

Dass beim Preis-

niveau durchaus

noch Luft nach un-

ten besteht, machte

der weltgrößte Her-

steller von Dünn-

schichtmodulen,

First Solar, per Pres-

semitteilung deut-

lich: Man schaffe es

nunmehr, das Watt-

peak für weniger als

einen US-Dollar zu

produzieren. Die Hersteller aus Ba-

den-Württemberg wie Sunways

oder Solarfabrik liegen hier für ihre

kristallinen Module zwar deutlich

darüber – Experten halten aber Prei-

se von weniger als 3000 Euro pro

Kilowatt-Peak für Qualitätsanla-

gen in 2010 für realistisch. Dabei

haben bislang lediglich die Preise

für Module nachgegeben, wäh-

rend Montagegestelle und Wech-

selrichter knapp und damit teuer

sind. Deshalb sehen Branchen-

kenner durchaus Luft, im Laufe

des Jahres die Vergütung außer-

planmäßig zu senken.

„Solarstrom nicht künstlich

teuer halten“

Photon-Chefredakteurin Anne

Kreutzmann sieht die hohen Zu-

bauzahlen als Beleg dafür, wie sehr

die Photovoltaik bislang unter-

schätzt wurde. „Doch damit Solar-

strom nennenswert gegen die Kli-

makatastrophe wirkt, muss der

Zubau noch schneller vorangehen

und eher bei zehn Gigawatt pro

Jahr liegen.“

Um solch hohe Raten zu ermög-

lichen, sollte nach Ansicht der

Photovoltaikexpertin die Einspei-

severgütung stärker als geplant ge-

senkt werden: „Die Herstellungs-

kosten für Solarmodule sind auf-

grund der Massenproduktion in-

zwischen sehr niedrig. Wir sollten

Solarstrom nicht künstlich teuer

halten, denn dies würde bei den

benötigten hohen Zubauzahlen

dessen gesellschaftliche Akzep-

tanz gefährden.“

Bei den Installateuren von So-

laranlagen sorgt die Diskussion für

eine Sonderkonjunktur: Durch die

verminderten Anlagenpreise win-

ken auch nach der gesetzlichen

Degressionsstufe zweistellige

Renditen. Entsprechend hoch ist

die Nachfrage. Viele Betriebe sind

bis weit ins kommende Jahr hinein

ausgebucht.

Für großflächige Photovoltaikanlagen herrscht weiter große Nachfrage der Investoren,
weil die Renditen im Geschäft mit der Sonne attraktiv sind. FOTO: DPA

„Auch imneuen

Jahrwird sich die

Investition in

Solaranlagen aus-

zahlen.“

Carsten Körnig, Geschäftsführer
Bundesverband Solarwirtschaft


